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Jnſerate für den Courier werden an4 7 genommen: Jn Leipzig in der4 O 4 r Buchhandlung von H. Kirchner,O Univerſitätsſtraße, Gewandhaus Nr. 4.
Jn Magdeburg in der Creutz
ſchen Buchhandlung, Breite

weg No. 156.

Vierteljährlicher Abonnements Preis
für Halle und unſere unmittelbaren
Abnehmer: 25 Sgr. Durch die reſp.

Poſt Anſtalten überall nur:
1 Thlr.

Halliſche
für Stadt

Zeitung
und Land.

Jn der Expedition des Couriers. Redakteur Dr. Schadeberg.

W 140. 1847.Halle, Sonnabend den 19. Juni
Hierzu eine Beilage.

Bei Ablauf des Vierteljahres wollen unſere geehrten Leſer ſich erinnern, daß die Pränumeration auf das dritte Quartal
dieſes Jahres, Juli bis September (mit Fünf und Zwanzig Silbergroſchen, ſofern die Abnahme unmittelbar von uns ge
ſchieht) noch vor Ende dieſes Monats zu entrichten iſt.

Ganz beſonders erſuchen wir unſere auswärtigen geehrten Leſer dies zu berückſichtigen und namentlich die Beſtellungen
bei den Königl Wohlloöbl. Poſtanſtalten ſo zeitig als moöglich, jedenfalls aber noch in dieſem Monate, machen zu wollen.

Alle auf das allgemeine Jntereſſe Bezug habende Verfügungen und Bekanntmachungen des Königl. Wohllöbl. Landraths-
Officium des Saalkreiſes werden auch fernerhin durch unſer Blatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden.

Halle, den 17. Juni 1847. Expedition des Couriers.
Schwetſchke.

Deutſchland.
Berlin. Sitzungen der Vereinigten Kurien vom

10. u. 11. Juni. (Schluß.) Dem Abg. Dorenberg folgten
noch mehrere Redner, darunter noch einige aus der Provinz
Sachſen, wie Ditt rich aus Soöommerda, Graf v. Hell-
dorf aus Wolmirſtedt in Thuringen, Gier, der unter
dem Gelächter der Verſammlung ſeine Rede mit den Wor-
ten einleitete: „Jch bin nie langweilig geweſen der
Ortsrichter Haniſch und Apotheker Lindner aus Wei-
ßenfels. Die Anſichten fur und gegen die Mahlſteuer, fur
und gegen die Einkommenſteuer liefen ſo bunt durch ein
ander, ſie waren ſo ungewöhnlicher Art, die Autoritäten
der kleinen lokalen Beſchränktheiten ſpreizten ſich ſo ſehr,
daß die Verſammlung die Geduld verlor und die Verhand
lung vertagte, nachdem noch fur den Schluß der ganzen
Diskuſſion auf Abſtimmung mit Namensaufruf angetragen
wurde. Jn der folgenden Sitzung begann das Tags zuvor
verlaſſene unerquickliche Durcheinander Räſonniren von
Neuem, ſo daß dadurch die Verhandlung uüber dieſe koönig-
liche Propoſition in der That zu den unbedeutendſten und
ungenießbarſten Diskuſſionen wurde, die in den 9 Wochen
je vorgekommen ſind. Die beſte wirklich auf die Sache
näher eingehende Rede hielt der Frhr. v. Vincke, in der
er zugleich einige Schlaglichter auf die vorzuglichſten vor
C ene Sprecher, namentlich auf den Frhrn. von

udenau, Waldbott, Gneiſenau u. a. fallen ließ. Wir
theilen dieſe Rede mit dem Bemerken mit, daß in ihr wirk

lich fruchtbringende wahrhaft geniale Gedanken in Ruck-
ſicht auf das Steuerweſen enthalten ſind:

Jm Allgemeinen kann ich nur dem beiſtimmen, was vier
oder fünf geehrte Redner aus der Rhein Provinz, die geſtern ge
ſprochen haben keinesweges aber dem, was die beiden geehrten
Mitglieder der rheiniſchen Ritterſchaft heute geſprochen haben, und
am wenigſten dem verehrten Redner, der vor mir auf der Tri-
büne ſtand. Das verehrte Mitglied von Köln hat mit ſcharfem
Verſtande und warmem Herzen die Einkommenſteuer vertheidigt,
und ich glaube nicht zu irren, wenn ich ſage, daß das, was er
geſprochen hat, dem Beſten zuzuzählen iſt, was in dieſem Saale
geſprochen worden iſt. Jch bin ſeiner Rede mit dem lebhafteſten
Intereſſe gefolgt, und ich ſchließe mich ſeinen Worten im Prin
zipe aus vollem Herzen an. Vor allen politiſchen Gründen, die
von ihm angeführt worden ſind, vor allen Gründen, wenn ich
mich eines techniſch gewordenen Ausdrucks bedienen ſoll, der Nütz
lichkeit und inneren Nothwendigkeit, ſtehen mir auch hier, wie bei
den allgemeinen politiſchen Fragen, die Gründe des Rechts
und da hat jedes Mitglied des Staatsverbandes, wie es Anſpruch
hat auf gleiche Gerechtigkeit von Seiten des Staates, ſo auch An
ſpruch auf verhältnißmäßige Beſteuerung nach den Steuerkräften,
nach dem Vermögen und das ſcheint mir das Jdeal zu ſein,
was überhaupt erſtrebt werden muß. Jch glaube aber, daß die
jenigen welche mit irdiſchen Glücksgütern geſegnet ſind, nament
lich alſo die verehrte Verſammlung, das nobile officium haben,
ſich derjenigen anzunehmen, die nicht in dieſer glücklichen Lage
ſich befinden. Jch möchte, wie von einem Mitgliede der preußi
ſchen Ritterſchaft und einem Mitgliede der rheiniſchen Ritterſchaft,
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das außerdem der Jnduſtrie angehört, geſchehen iſt, namentlich
für den Stand der Ritterſchaft, dem ich die Ehre habe, anzuge
hören, das nobile officium vindiziren, diejenigen zu vertreten,
welche hier in dieſem Saale keine Vertretung genießen. Es könnte
ſein, daß ich darin den verehrten Mitgliedern der Herren Kurie
vorgriffe, indem ich glaube, daß dieſe dieſes nobile officium mit
der Ritterſchaft theilen wollen, und ich möchte wünſchen daß, da
bis jetzt nur Mitglieder der Kurie der drei Stände über die Frage
geſprochen haben auch einige Mitglieder der Herren Kurie geneigt
ſein möchten, darüber zu reden. Wenn ich Jemand perſönlich
bezeichnen ſoll, ſo würde ich zunächſt das hochverehrte Mitglied
meinen, welches früher in dem Rathe Sr. Majeſtät des Königs
ſich befand und jetzt der Abtheilung präſidirt hat, und dann das
tapfere und geniale Mitglied, welches bald auf den Seſſeln der
Herren Kurie, bald auf den Bänken der ſchleſiſchen Ritterſchaft
ſich befindet. (Große Heiterkeit und allgemeines Lachen.) Wenn
ich demnach bei der Anwendung des Prinzips des Geſetz Ent-
wurfs noch eine Ausſtellung zu machen hätte, ſo wäre es die,
daß gleiche Prozentſätze für alle Vermögens Verhältniſſe ange
wandt worden ſind, während nach meiner Anſicht die höheren
Klaſſen auch nach einem höheren Prozentſatze heranzuziehen wä
ren. Es iſt das ein Prinzip, was nicht neu iſt, was zwar nicht
in Geſetzen, aber in miniſteriellen Reſkripten ausgeſprochen wor
den iſt. Jch muß allerdings beſorgen, daß ich wegen der allge
meinen Prinziplen, zu denen ich mich bekenne, von dem verehrten
Mitgliede für Potsdam der Schwärmerei werde bezüchtigt werden
ich tröſte mich aber damit, daß ich mich in der beſten Geſellſchaft
befinde, in der Geſellſchaft des Herrn General Steuer Direktors.
(Großes Gelächter.) Jch will dem verehrten Mitgliede von Pots-
dam in die anmuthigen Jrrgänge ſeiner Betrachtungen über die
Mahl- und Schlachtſteuer nicht folgen, womit er uns unterhalten
hat, ich kann auf dieſem Felde mit ihm nicht rivaliſiren aber im
Allgemeinen, glaube ich, hat ihn, was die behauptete Moralität
dieſer Steuer betrifft, der Herr General Steuer Direktor mit den
Mehl-Küraſſen geſtern glänzend aus dem Felde geſchlagen. (Ge-
lächter.) Uebrigens beziehe ich mich zur Widerlegung auf das,
was in der Denkſchrift enthalten iſt, und was uns das geehrte
Mitglied der preußiſchen Ritterſchaft vorgetragen hat. Einen
neuen Grund, der in der Denftſchrift ſich nicht befand, hat der
Herr General Steuer Direktor angeführt, nämlich, daß eine
prinzipielle Veranlagung der Klaſſenſteuer nicht ausführbar iſt,
weil es leicht möglich iſt, durch Umſiedelung in mahl- und ſchlacht-
ſteuerpflichtige Städte ſich der Klaſſenſteuer zu entziehen.

Es ſind von einem der geehrten Redner der rheiniſchen
Ritterſchaft zwar Gründe gegen dieſe Prinzipien angeführt
(ich habe mir kurze Notizen darüber gemacht), aber ich glaube
nicht, daß irgend ein Grund ſchlagend geweſen iſt. Es iſt
geſagt worden der Tagelohn würde weſentlich von demjenigen
bezahlt, der den Tagelöhner beſchäftigt dieſer würde ihm einen
höheren Tagelohn bezahlen und die Mahl und Schlacht
ſteuer würde dadurch wieder kompenſirt werden. Das iſt eine
Anſicht, die ich nicht theilen kann. Der Tagelohn richtet ſich,
wie die Preiſe aller Dinge, nach dem Angebote und nach der
Nachfrage, und die Preiſe der Lebensmittel haben darauf nur
einen untergeordneten Einfluß. Jch will ferner ſehr gern zuge-
ben daß für jeden Gutsbeſitzer es angenehm iſt, ſeinen Beſitz in
der Nähe der Stadt zu haben und daß er dies gern auch mit
einer doppelten Beſteuerung erkaufen wird. Wenn ſein Grund-
beſitz aber bereits in der Nähe der Stadt liegt, ſo wird er die
doppelte Beſteuerung nicht übernehmen wollen dazu liegt durch
aus kein Grund vor. Eben ſo wenig kann ich anerkennen, daß
die Konkurrenz der Schlächter dazu beiträgt, den Preis des Flei-
ſches um den Betrag der Mahl- und Schlachtſteuer zu ermäßigen.
Jch bin der Anſicht, daß die Konkurrenz auch ihre Gränzen hat.

Die Mahl- und Schlachtſteuer gehört mit zu den Selbſtkoſten,
und die Konkurrenz die dazu beitragen ſoll, die Preiſe niedriger
zu halten, wird keinen ſo großen Einfluß haben können die Selbſt
koſten zu abſorbiren. Die Mahl- und Schlachtſteuer wird immer
einen integrirenden Theil dieſer Koſten bilden. Es iſt ferner an
geführt worden, daß in der Rheinprovinz die in der Nähe von
mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten namentlich bei Bonn
wohnenden Landbewohner ihr Brod häufig aus der Stadt nehmen
und daher gern die höheren Preiſe bezahlen wollen. Dies Beiſpiel
im Allgemeinen beweiſt eigentlich gar nichts. Es müßte erſt un-
terſucht werden, wie die Verhältniſſe der Umgegend ſind, man
müßte erſt wiſſen, wo der Bäcker wohnt, wie groß die Entfer
nung iſt und wie viel Geſchäfte der Landmann in der Stadt hat,
und namentlich würde zu berückſichtigen ſein die Verbindung, die
viele Orte durch die Eiſenbahn mit Bonn haben, ſo daß vielleicht
die Zeiterſparniß den höheren Preis weſentlich aufwiegt. Jch glaube
hiernach nicht, daß aus dieſen Gründen eine Widerlegung des für
die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer Angeführten geſchloſ
ſen werden kann.

Dieſe prinzipiellen Gründe haben auch mehrere Landtage, na
mentlich die der Provinzen Weſtfalen und Preußen bewogen auf
die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer anzutragen und ich
freue mich, daß unſere Provinz mit der Provinz Preußen auch
hierin ſich in einem Beſtreben begegnet iſt. Es ſind dieſe An
träge allerdings abgelehnt worden und es müſſen ſich wenigſtens
die Anſichten des Miniſteriums weſentlich geändert haben denn
es ſind damals diejenigen Gründe gegen uns angeführt, die jetzt
für Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer angeführt ſind. Ein
Grund, der allerdings auch jetzt noch nicht zugegeben wird, iſt
vom Tagelohn entlehnt, in welcher Beziehung der Provinz Preu
ßen, ſo wie der unſrigen, der Vorwurf des Widerſpruchs gemacht
wurde. Der Landtag hatte behauptet, daß durch Erhöhung des
Tagelohns die Jnduſtrie benachtheiligt würde, und hatte zugleich
eine Benachtheiligung der ärmeren Klaſſen in der Mahl- und
Schlachtſteuer gefunden.

Es wurde auf den Widerſpruch aufmerkſam gemacht daß
eben durch den hohen Tagelohn die Mahl- und Schlachtſteuer
kompenſirt würde. Das geehrte Mitglied für Köln hat dieſen
Grund bereits ſchlagend widerlegt, in Bezug auf alle diejenigen
aus den ärmeren Klaſſen, die zeitweiſe arbeitsunfähig ſind, und
die bei der Mahl- und Schlachtſteuer eine viel größere Ausgabe
zu leiſten haben. Wie ich vorhin bemerkt habe, tritt überdies die
Erhöhung des Tagelohns in Bezug auf die höheren Preiſe der Le
bensmittel nur in geringerem Maße ein, und dann doch auch nur
für die eigentlichen Arbeiter, während alle Klaſſen der Handwerker
die höhere Beſteuerung durch die Mahl- und Schlachtſteuer zu
tragen haben ohne daß ſie in einem höheren Preiſe ihrer Fabri-
kate eine Kompenſation fänden.

Namentlich hat ſich in der Provinz Weſtfalen, um darauf
zurückzukommen, der Vortheil der Mahl- und Schlachtſteuer, im
Gegenſatz zu dem, was das geehrte Mitglied aus Grüneberg aus-
einandergeſetzt hat, ſchlagend herausgeſtellt, insbeſondere iſt dies in
Arnsberg und Hamm geſchehen. Ein geehrtes Mitglied, für des
Herrn Fürſten zu Wittgenſtein- Berleburg Durchlaucht, welches ſich
hier befindet und dem Regierungs- Bezirk Arnsberg vorſteht, hat
den Anfang ſeiner Amtsthätigkeit in der Provinz durch jene ver
dienſtvolle Handlung bezeichnet, nämlich durch die Aufhebung der
Mahl- und Schlachtſteuer in Arnsberg. Jch berufe mich auf
ſein erleuchtetes Zeugniß, ob ſich dieſe Maßregel nicht glänzend be
währt hat.

Es handelt ſich hier indeß nicht blos um die Nachtheile der
Mahl- und Schlachtſteuer, die beſeitigt werden ſollen, ſondern na
mentlich auch um die Nachtheile die aus der Klaſſenſteuer bei der
jetzigen Vertheilung entſtehen. Da iſt nicht blos der Grund, daß
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man ſich durch Ueberſiedelung der Steuer entziehen kann, und alſo
eine prinzipielle Veranlagung unmöglich gemacht werden kann, ſon-
dern ich finde auch einen hauptſächlichen Grund darin, welchen
ſchon mehrere Redner angeführt haben, und auf den ich mich be-
ziehe, daß die Klaſſenſteuer nur ein Maximum von 144 Thalern
hat, alſo alle Vermögenderen nicht richtig herangezogen würben.
Dann finde ich auch im Gegenſatze zu dem was der Herr Gene-
ral Steuer Direktor geſagt hat, ein großes Bedenken in dem
Mangel an Zwiſchenſtufen. Mein Amt legt mir die Pflicht ob,
die Veranlagung der Klaſſen Steuer zu kontrolliren, und ich habe
ſeit 10 Jahren durch eigene Erfahrung vielfach Gelegenheit ge-
habt, mich zu überzeugen, daß der Mangel an Zwiſchenſtufen in
der Klaſſenſteuer eine richtige Veranlagung und Repartition faſt
unmöglich macht.

Faſt bei jeder Veranlagung wird bei der Begutachtung der
Reklamationen bemerkt daß ein Konttibuent, auf den exemplifizirt
wird, ſich eigentlich beinahe zu einem höheren Steuerſatz geeignet
hätte, daß er aber zu dem geringeren Steuerſatz veranlagt werde,
weil kein Zwiſchenſatz beſtehe. Es liegt ſattſam auf der Hand,
daß, wenn Jemand ſich nach ſeinem Vermögen zu einem Steuer
ſatz von 36 Rthlr. eignet, er doch nicht wohl zu dem Satz von
48 Rthlr. herangezogen werden kann und deshalb, da keine Zwi-
ſchenſtufen beſtehen, auf dem Steuerſatz von 24 Rthlr. bleiben
muß, ſo daß er alſo 50 pCt. zu wenig zahlt. Dies ſcheint mir
ſo evident zu ſein, daß ich nicht weiß, wie es beſtritten werden
kann. Jch möchte hierbei auf den Herrn General Steuer Di-
rektor und auf die Denkſchrift provociten. Es iſt darin ausein
andergeſetzt, daß die Veranlagung der Klaſſenſteuer in den gerin
geren Klaſſen die Schwierigkeit hat, daß man ſich an äußere
Merkmale halten muß, daß aber in den höheren Klaſſen dieſe
Schwierigkeit wegfällt, und dieſe Bemerkung hat ja eben den Vor-
ſchlag motivirt, eine Einkommenſteuer für dieſe höheren Klaſſen ein-
zuführen und dabei alle Zwiſchenſtufen zu berückſichtigen.

Wenn bei der Einkommenſteuer Jeder nach Verhältniß ſeines
Einkommens herangezogen werden ſoll, warum ſoll es dann nicht
viel eher möglich ſein, Zwiſchenſtufen in der Klaſſenſteuer einzu
führen Das iſt ein Zweifel, den ich mir, bei allem Nachdenken
darüber nicht habe löſen können.

Dieſe Bedenken, welche über die Klaſſenſteuer erhoben wor-
den ſind, und noch eine Menge Schwierigkeiten in der Veran-
lagung würden ſich beſeitigen laſſen. Von einem Mitgliede aus
Grüneberg ſind in dieſer Beziehung den Landräthen und Re
gierungen Vorwürfe gemacht worden, und der Herr General
Steuer Direktor hat dieſe in Bezug auf die Regierungen be
reits beleuchtet. Jch wollte mich aber nur noch dagegen ver-
wahren daß die Landräthe mit den Regierungen in eine Ka
tegorie geſtellt werden. Die Landräthe haben nicht blos die
allgemeinen Geſetze im Kreiſe in Ausführung zu bringen, ſie
haben auch die ehrenvolle Aufgabe, die Intereſſen ihres Kreiſes
nach allen Richtungen zu vertreten, und ihre Aufgabe iſt da
her verſchieden von der der Regierung. Jch glaube, daß meine
Kollegen, deren ſich ſo viele in dieſer Verſammlung befinden,
mir darin beipflichten werden, und ich glaube auch, daß die
Landräthe, die ſich durch eine eifrige Wahrnehmung der Jn-
tereſſen ihrer Kreiſe nach oben hin unbeliebt machen, nicht gerade
die ſchlechteſten Landräathe und die ſchlechteſten Vertreter ihrer
Kreiſe ſind.

Um auf etwas zurückzukommen, was ich vorhin überſehen
habe, ſo kann ich dem verehrten und eyxcellenten Mitgliede der
ſchleſiſchen Ritterſchaft nicht beiſtimmen, daß man den Stadten,
weil ſie beſondere Corporationen bilden, nicht vorgreifen durfe
in Bezug auf die Abſchaffung der Mahl und Schlachtſteuer.
Ich bin der Anſicht, daß es die Aufgabe der Staats Regierung
und dieſer Verſammlung iſt, die Prinzipien einer gerechten
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Steuer Veranlagung fur den ganzen Staat hinauszufuhren, und
daß ſie dieſelbe nicht abhängig machen kann von dem Belieben
einer Stadt. Wir kennen nicht das Princip der Selbſtbeſteuerung
einzelner Corporat. onen, ſondern es beſteht das Prinzip der all
gemeinen Steuervertheilung fur den ganzen Staat es kann daher
auch nicht von der Verletzung einer Corporation die Rede ſein,
weil dieſe jenes Recht nicht beſ. ſſen hat. Es iſt zudem bei die-
ſer Frage das ganze Land betheiligt, weil die Barrieren, die die
Einbringung von Brod Fleiſch u. ſ. w. in die Städte hindern,
beſeitigt werden ſollen, und es kann dem Lande nicht gleichguül-
tig ſein, das Prinzip des freien Verkehrs im Jnnern fortdauernd
beeinträchtigt zu ſehen, nachdem es an den Granzen des Stag-
tes durch den Zoll- Verein hergeſtellt iſt; es kann auch k inem
Landbewohner gleichguültig ſein, ob ſeine Nachbarn zu Mehl-
Kuüraſſieren ausgebildet werden.

Jch glaube, wenn man gegen das Prinzip der Einkommen-
ſteuer erwähnt hat, daß es eine exceptionelle Maßregel iſt, die
nur fur Kriegszeiten zu empfehlen waäre, wie das verehrte Mit-
glied der Ritterſchaft aus Pommern geſtern geſagt hat dieſer
Grund nicht paßt. Wir haben ſtie in Kriegszeiten allerdings
nur erlebt, aber wir ſehen an England, daß ſie doch auch in
Friedenszeiten beſteht. Jch behaupte, daß die Klaſſenſteuer auch
eine Art von Einkommenſteuer iſt, ſie ſoll zwar die Mitte hal-
ten zwiſchen Kopf und Vermogensſteuer; es iſt aber noch kei-
nem Beamten möglich geweſen, dieſes Räthſel zu löſen und
dieſe rechte Mitte zu finden, ſie hat in der Ausfuhrung die
Natur der Vermögensſteuer angenommen. Jch berufe mich
auf das vorhin erwähnte Miniſterial-Reſkript, worin geſagt wird,
daß in der Regel die untere Stufe 2, die höhere Stufe 4 p. Ct.
des Einkommens bezahlen ſoll. Jch wage nicht zu entſcheiden,
ob dies beachtet wird, da der Herr General-Steuer- Direktor
ſelbſt in der Verſammlung iſt und darüber vollſtändigere Notizen
beſitzen wird. Wenn ich alſo das Princip will ſo ſchrecke ich
auch nicht vor den Mitteln zuruck, wenn ich auch nicht zugeben
kann, daß die Mittel, welche die Regierung vorgeſchlagen hat,
die richtigen ſind. Um kurz mein Bedenken anzufuühren, muß
ich mir erlauben, darauf zuruckzukommen, was die Abtheilung
ſchon erwähnt hat, daß die Vervielfachung der Eide, ferner die
ſpezielle Angabe des Vermögens nicht rathſam iſt, und daß eine
ſummariſche Angabe genugt, und daß die Veranlagung zu ſehr
die Geſtalt einer büreaukratiſchen Einrichtung hat. Es wäre
angemeſſener, wenn die Veranlagung nur den Lokal-Behoörden
ubertragen, die Bezirks- Kommiſſion nur als eine höhere Jnſtanz
betrachtet waäre. Jch wurde daher immer die Lokal- Veranlagung
als Regel aufgeſtellt haben.

Jch wollte mir ferner erlauben zu bemerken, daß es mir
nicht nothwendig geſchienen hat, daß man jetzt einen ſolchen
extremen Schritt der Einführung einer Einkommenſteuer ſofort
thut; dazu haben die vielen Antrage auf Aufhebung der Mahl-
und Schlachtſteuer keine Veranlaſſung gegeben, und ich bin
mit dem Mitgliede aus der Niederlauſitz darin einverſtanden,
daß man nicht gern den alten Rock auszieht, um einen neuen
anzuſchaffen, und ich würde dem nur noch hinzuzuſetzen haben,
daß ich in ſolchen Fällen den alten Rock erſt etwas flicken laſſen
wurde. Ich kann mich einer gewiſſen Beſorgniß nicht erwehren,
muß mich aber dagegen im voraus verwahren, als ob ich dem
Herrn General Direktor der Steuern dadurch einen Vorwurf
machen wollte. Wir haben in allen Landtags Abſchieden und
in allen Beſcheiden auf die Anträze der einzelnen Städte, ſelbſt
in halboffiziellen Artikeln der Zeitungen, die Grunde auseinan-
derſetzen gehört, warum die Mahl- und Schlachtſteuer keine
Anfechtungen erleiden dürfe. Jetzt bekommen wir eine Denk-
ſchrift, worin das Gegentheil geſagt wird, und wir hören, daß
die Maßregel durch das Geſchrei der Preſſe hervorgerufen ſei.



Das Geſchrei der Preſſe hat das Gouvernement nicht zu kum-
mern, ſo lange es geborne Räthe der Krone giebt, als Vertre-
ter ſtandiſcher Jntereſſen des Landes. Wenn es ſich darum
handelt, einen ſolchen Schritt zu thun, ſo muß es meines Er
achtens durch allmalige Uebergänge vorbereitet werden. Meine
jetzige Beſorgniß iſt die, daß man vielleicht von fruheren Mei-
nungen, die man immer als vortrefflich ausgab, ſich hat leiten
laſſen, wenn man neue Schwierigkeiten in der Aufſtellung eines
neuen Syſtems gefunden hat, und daß man dieſes weit mehr
hat hervortreten laſſen, als es der Natur der Sache nach nöthig
geweſen ware.

Jch glaube hiernach, was die Einkommenſteuer betrifft, ſo
würde ich vor ihren Schwierigkeiten nicht zurückſchrecken, und
es würde auch möglich ſein, wenn dazu vielleicht auch größere
Vorbereitungen nöthig waären, durch geeignete Aenderungen im
Geſetz Entwurf die Bedenken zu beſeitigen. Jch habe aber
einen Grund, der mich beſtimmen muß, gegen den Entwurf zu
ſtimmen. Das Mitglied von Köln hat nur mit einigen flüch-
tigen Worten dieſes Bedenkens erwahnt, daſſelbe aber keineswe-
ges beſeitigt. Wenn ich eine Einkommenſteuer einführen will,
ſo muß es mindeſtens die einzige direkte Steuer ſein, und es
ſoll dann das geſammte Einkommen dadurch betroffen werden
aber eine Einkommenſteuer neben der Grundſteuer und Gewer-
beſteuer, welche ſchon beſondere Theile des Einkommens treffen,
iſt ein prinzipieller Unſinn. Namentlich als Mitvertreter einer
weſtlichen Provinz, die vorläufig die Meinung hat, in ihrer
Grundſteuer überburdet zu ſein, kann ich mich der Anwendung
der Einkommenſteuer, ſo lange die Grundſteuer nicht mit hinein-
gezogen wird, nicht anſchließen. Ich will mich nicht auf De-
ductionen der Ueberburdung einlaſſen, denn das Thema iſt zu
weitſchichtig, es iſt auch äußerſt gründlich von meinem verehrten
Freunde aus meiner Provinz bearbeitet, und es hat ſeine Arbeit
wenigſtens der großen Mehrheit der Abtheilung die Ueberzeugung
gewahrt, daß unſere Klagen gegrundet ſind. Jch will nur ein
Faktum anführen in Betreff der Grafſchaft Mark, die ſeit
Jahrhunderten das Glück hat, unter dem Scepter des Hauſes
Hohenzollern zu ſtehen, und in Bezug auf die Grundſteuer fruü-
her mit den anderen älteren Provinzen in das Gleichgewicht
geſtellt war. Die Grafſchaft Mark hat 1806 176,000 Rthlr.
an; Grundſteuer bezahlt und zahlte im Jahre 1820 386,000
Rthlr. Dies ſchlagende Beiſpiel wird genugen, um die Ueber-
bürdung dieſes Landestheils darzuthun. Wenn alſo der Geſetz
Entwurf nur geſagt hat, die Grundſteuer ſoll abgezogen werden
von dem Betrage des Grund-Einkommens und der uberbleibende
Theil mit der Einkommenſteuer belaſtet werden, ſo iſt dies offen
bar eine ungerechte Beſteuerung. Denn angenommen, ich habe
100 Rthlr. Einkommen aus Grund Eigenthum und zahle in
einer Gegend 5, in der anderen 10 Rthlr. Grundſteuer, ſo
würde die hoch geſtellte Gegend mit 90 und die andere mit 95
Rthlr. zur Einkommenſteuer gezogen werden. Die Einkommen-
ſteuer iſt aber ein ſehr geringer Prozentſatz gegen die Grund-
ſteuer (denn die letztere beträgt mindeſtens 12 pCt. daß ſchon
daraus die unbillige Behandlung ſattſam erwieſen iſt.

So lange die Grund-, Gewerbe und Klaſſen Steuer
nicht, ſo zu ſagen, in einen Topf geworfen werden, glaube ich,
dem Prinzip der Einkommen-- Steuer nicht huldigen zu können.

Ich glaube uübrigens, daß es ſehr wünſchenswerth ſein wurde,
wenn in dieſer wichtigen Sache der Vereinigte Landtag zu ir
gend einem Beſchluſſe kame, aber nicht blos zu dem Beſchluß,
den der Abgeordnete der Stadt Aachen vorſchlug, daß wir bit-
ten, eine Propoſition dem nächſten Vereinigten Landtage vorzu
legen, ſondern ich glaube, daß wir weiter gehen müſſen, und daß
wir die Bedenken, die ſich uns bei der Mahl und Schlacht
ſteuer aufdrängen, ſo weit beſeitigen können als es in dem

Augenblicke möglich iſt. Wir haben aus der Denktſchrift erſehen,
daß die Steuer von 74 kleineren Städten, namentlich in Bezug
auf Defraudationen, zu den meiſten Bedenken Veranlaſſung gege
ben hat, und ich möchte es der Erwägung des Herrn General
Steuer Direktors anheimgevben, ob es nicht möglich ware, ſie fur
jetzt, wenigſtens in den kleineren Städten, zu beſeitigen. Es würde
den größeren Städten dann zu überlaſſen ſein, ob ſie die Aufhebung
der Mahl und Schlachtſteuer beantragen wollen wir haben zwar
gehört, daß viele der größeren Städte dagegen ſind, andere aber
ſind dafur, zu denen namentlich Magdeburg gehört. Es müßte
alſo den Städten die Möglichkeit gelaſſen ſein, die Mahl und
Schlachtſteuer zu beſeitigen, für den Fall, daß ſie durch eine Ein
kommens-Claſſifikation den Ausfall aufbringen wollten dies ſcheint
mir durch die Denkſchrift begründet zu ſein. Jch glaube ferner,
daß ein etwaiger Ausfall in den kleineren Städten gedeckt werden
könnte, wenn man ſich entſchlöſſe, auf Grund der Motive, die
ich mir anzuführen erlaubte, geeignete Zwiſchenſtufen in der Klaſ
ſenſteuer einzuſchieben und die Klaſſenſteuer nach oben hin zu er
höhen. Der Herr General Steuer Direktor hat zwar geſagt, daß
es unmöglich wäre, dieſe höheren Klaſſen einzuführen wenn man
nicht ein Maximum feſtſetzen könnte. Das ſcheint mir nicht der
Fall zu ſein denn, wenn ich an die miniſteriellen Jnſtructionen
zu der Veranlagung der Einkommenſteuer für Kommunal Be
dürfniſſe erinnern darf, ſo iſt der ganz richtige Weg darin ge
funden. Es ſind darin die Abſtufungen bezeichnet worden, die
ungefähr von der Steuer getroffen werden ſollen. Jch habe ein
desfallſiges Amendement eingebracht, enthalte mich aber jedes Vor
trages deſſelben, da es mir vorkommt, als ob jedes Amendement,
das bei dieſer Frage eingebracht wird, einen gewiſſen Sturm in
der Verſammlung erregt, und ich möchte nicht eher dazu über-
gehen bis der Herr General- Steuer Direktor ſich über das Prin
zip und die Ausführbarkeit meiner Vorſchläge näher geäußert
hätten.

Jch komme darauf zurück, daß, nachdem wir uns redlich be
müht haben, uns alle unſere verfaſſungsmäßigen Rechte zu ſichern,
wir auch dringende Veranlaſſung haben demjenigen Theile des
Volkes zu helfen, der von politiſchen Rechten nicht viel weiß,
wohl aber von materiellen Jntereſſen. Jch ſchließe mich in die-
ſer Beziehung dem Antrage des Abgeordneten der märkiſchen
Ritterſchaft, welcher vor einiger Zeit in beredten Worten die Be
achtung auch der materiellen Intereſſen uns empfohlen hat, an.

Nach dieſer Rede verſuchte der Generalſteuerdirektor
einige Punkte zu vertheidigen, einige der kritiſirten Redner
verantworteten ſich und noch andere Sprecher glaubten
ihr Votum auf der Tribüne abgeben zu muſſen, faſt nur
um ihre Kommittenten wiſſen zu laſſen, daß ſie auf dem Land
tage wären. Nach Beſeitigung der herkoöommlichen Bedenk
lichkeiten uber die Frageſtellung ſchritt die Verſammlung
zur Abſtimmung uüber die Frage:

Soll die Aufhebung der Mahl und Schlachtſteuer
unter der Vorausſetzung befurwortet werden, daß
an Stelle derſelben eine Einkommenſteuer trete, bei wel
cher zur Ermittelung, Pruüfung und Feſtſtellung des
derſelben unterworfenen Einkommens zunachſt die An
gaben der Steuerpflichtigen dienen

Die Frage ward mit 390 gegen 141 Stimmen verneint.
Unter den Deputirten der Provinz Sachſen haben folgende
fur die Aufhebung der Mahl und Schlachtſteuer geſtimmt:
Ortsrichter Becker, Kaufmann Coqui aus Magdeburg,
Burgermeiſter Douglas aus Aſchersleben Kaufmann
Gieſe aus Wittenberg, Schulze Gießler, die Ortsſchul-
zen Haniſch und Hartmann, De S Hartmann,
Burgermeiſter Raſch, Buürgermeiſter Schneider aus



Schönebeck, Ziegeleibeſitzer Schulze, Kaufmann Uthe-
mann und Vollandt aus Erfurt.

Nach dem Gange der Berhandlung ſchien es, als ſei die
ablehnende Antwort der Vereinigten Kurien uber die Aufhe-
bung der Mahl und Schlachtſteuer nur deshalb erfolgt,
weil man ſich mit den Grundlagen des vorgelegten Geſetz
entwurfs uüber eine Einkommenſteuer nicht fur einverſtan
den erklären konnte. Deswegen ſchlug der Landtagskom-
miſſar in Bezug auf das Prinzip die Frage vor: „Erklart
ſich die Verſammlung mit dem Prinzip der Aufhebung der
Mahl und Schlachtſteuer und Erſetzung derſelben durch
eine direkte Steuer einverſtanden?“ Ueber dieſe Frage ging
die Verſammlung hinweg, ohne ſie zur Erörterung und
Abſtimmung kommen zu laſſen. Die Abſchaffung der ſtäd-
tiſchen Konſumtionsſteuer hatte überaus viele Gegner. Ab-
geſehen von den ländlichen Grundbeſitzern, der Ritterſchaft
und einem großen Theile des Herrenſtandes verbanden ſich
die meiſten Magiſtratsperſonen und Buürgermeiſter der gro-
ßen und kleinen Städte, fur die Beibehaltung der Steuer
hauptſächlich wegen der Bequemlichkeit, mit der dieſe Steuer
erhoben wird. Es kann nicht in Abrede geſtellt werden,
daß die Kommunalverwaltung, die nur eben auf den von
der Steuerbehöörde uüberlieferten baaren Betrag ſieht, ohne
darnach zu fragen, aus welcher Quelle die Summen zu
ſammengefloſſen ſind, ſich keine beſſere Steuer wuünſchen
kann. Aber das Praktiſche der Erhebungsart und die dar-
aus reſultirende Bequemlichkeit fur die Verwaltung reicht
nicht aus, die feſtſtehende Thatſache der Ungleichheit und
Ungerechtigkeit in der Vertheilung nur irgend zu rechtferti-
gen. Aber ſeltſam genug, die Verhandlung kam gar nicht
wieder auf den Punkt der ſtädtiſchen Ueberburdung. Die
Thatſache, daß die Städte 51 und das Land 16 Sgr. auf
den Kopf im Durchſchnitt aufbringen, iſt nicht mit der ge
bührenden Rückſicht zur Anerkennung gebracht worden.
Dagegen brachte Graf v. Armin ein Amendement ein, das
ohne alle Rückſicht auf die ſtädtiſchen Armen und mit Steuer
Ueberburdeten nur die unterſten Klaſſen der Klaſſenſteuer
begunſtigte. Das Amendement lautete: „daß bis zur Wie-
derberufung des Landtags proviſoriſch die Klaſſenſteuer der
Perſonen, welche in den beiden erſten Klaſſen veranlagt
ſind oder ferner werden, in der erſten Klaſſe bis zum dop-
pelten Betrage, in der zweiten Klaſſe aber um die Hälfte
des Steuerbetrags, unter gleichzeitiger Einſchiebung meh-
rerer Zwiſchenſtufen, ſowohl in der erſten als zweiten Klaſſe,
wie ſie in der Rheinprovinz beſtehen, erhöht werde, und
zwar zu dem Zwecke, um die 11. und 12. Steuerſtufe in
dem Maße zu erleichtern, wie es das Mehraufkommen der
beiden erſten Klaſſen geſtattet. Hanſemann ergriff das
Wort fur die untern Klaſſen in den Städten, und v. Be
ckerath ſchloß ſeine kurze eindringliche Rede mit den Wor-
ten: Ich verlange es als einen Akt der Gerechtigkeit ge-
gen die Verſammlung, gegen jedes einzelne Mitglied, daß
die Abſtimmung über die Frage, wie ſie (vom Landtags-
kommiſſar) angekundigt wurde, erfolge Der Abgeordnete
v. Vincke ſtellte ein langes Amendement dahin, daß die
Berzehrſteuer in den Städten unter 10,000 Einwohner
aufgehoben werde und den übrigen Städten uüberlaſſen blei
be, ihre Mahlſteuer in eine Einkommenſteuer umzuwandeln.
Der übrige Theil des Amendements bezog ſich auf die Klaſ-
ſenſteuer. Verſchiedene Anſichten, deren jede ſich fur un
fehlbar ankuündigte, wurden von andern Rednern geaußert,
unter ſo wachſender Unruhe der Verſammlung daß ſie
vertagt werden mußte.

Jn der folgenden Sitzung am 12. bekämpfte der Graf
v. Merveldt den Vorſchlag von Arnim, wogegen der Ab-
geordn. Dittrich ein neues Amendement einbrachte: Se.
Majeſtät zu bitten 1) die Mahl- und Schlachtſteuer auf
zuheben 2) zu deren Erſatze und zum Zwecke der Erleich-
terung der in den untern Klaſſen der Klaſſenſteuer Steuern-
den mehrere Klaſſen anordnen zu wollen und zugleich ſol-
che, welche den jetzigen höchſten Steuerſatz überſteigen
Hierauf hielt der Abg. Milde folgenden Vortrag gegen
die von dem Landtagskommiſſar und von Hanſemann ge-
machten Vorſchläge:

Meine Herren! Die uns vorliegenden Amendements zer-
fallen in zwei Kategorieen das erſte Amendement, welches der
Herr Referent geſtellt oder vielmehr modifizirt hat nach einem
Vorſchlage, der geſtern gemacht worden iſt ſeitens der Miniſter
bank, und das Amendement, welches das verehrte Mitglied für
Aachen geſtellt hat. Dieſe beiden Amendements verlangen von
der hohen Verſammlung eine Erklärung über ein Prinzip. Das
letzte Amendement, was ſeitens eines hochverehrten Mitgliedes
auf der Fürſtenbank gemacht worden iſt, beſchränkt ſich darauf,
eine Steuer-Ausgleichung der Klaſſenſteuer dadurch eintreten zu
laſſen, indem die höheren Klaſſen ſich höher beſteuern und mit
patriotiſchem Gefühle vorangehen ſollen, um den beiden letzten
Klaſſen derſelben Steuer dadurch eine Erleichterung zu gewäh
ren. Bevor ich indeſſen auf die Erörterung dieſer Frage ein
gehe, muß ich mir doch erlauben, da ich bei Erörterung der
allgemeinen Frage nicht dazu gelangt bin, meine Anſichten über
die Geſetzesvorlage auszuſprechen, den Standpunkt anzudeuten,
von welchem aus ich überhaupt eine Umwandlung der Schlacht
und Mahlſteuer oder, was gleich gilt, eine Umwandlung der
indirekten Steuer in eine direkte betrachte.

Jch muß auch den Standpunkt andeuten, um weshalb ich
vollkommen das Gefühl derjenigen theile, die in dieſem Saale
geſagt haben, daß es allerdings etwas Odiöſes habe, daß die
erſten Suſtentations- Bedürfniſſe des menſchlichen Körpers, wie
Brod, Fleiſch und Salz, einer Beſteuerung unterworfen ſein
ſollen. Jch gehöre auch zu denen, die dieſe Art der Beſteue
rung in der Theorie als etwas ſehr Odiöſes, ſehr Uebles be
trachten aber bevor ich mich in finanzwiſſenſchaftlicher Bezie
hung für den Wegfall einer Steuer ausſprechen kann, um eine
andere Steuer anzunehmen, ſcheint es mir, daß man mit
größter Sorgfalt prüfen müßte, wie weit eine ſolche neue Steuer
in die ganzen Lebensverhältniſſe derjenigen die ſie treffen ſoll,
einwirke. Jch ſage, es iſt von größter Wichtigkeit, daß man
ſich vergegenwärtige, daß die Aufbringung der Steuer, der Mo
dus derſelben von eben ſo großer Wichtigkeit iſt, als die Auf
lage, die Umlage der Steuer ſelbſt. Das Verlangen nach Auf
hebung der Mahl und Schlachtſteuer iſt indeſſen in neuerer Zeit
ſo vielſeitig und ſo dringend hervorgetreten, daß ein Zweifel an
der Zweckmäßigkeit dieſer Maßregel allerdings der Gefahr preis
giebt, daß man von der einen Seite des Undanks gegen die
Bereitwilligkeit der Staats Regierung und auf der anderen
Seite der Liebloſigkeit gegen das Volk ſeitens der ſogenann
ten Philanthropen beſchuldigt wird. Aber, meine Herren, man
regiert nicht durch das Gefuühl, ſondern von dem praktiſchen Ge
ſichtspunkte der Volksbedurfniſſe und der Gerechtigkeit aus, und
man kann von dieſem Standpunkte aus fragen, wie und auf
welche Weiſe ſoll die Steuer erhoben werden, die am wenig-
ſten druckend, am wenigſten fiskaliſch und am wenigſten demo-
raliſirend auf diejenigen einwirken ſoll, die ſie zu präſtiren ha
ben Die Haupt-Vorwuürfe, die ſowohl ſeitens der Wiſſenſchaft
als ſeitens des Volkes oder auch derjenigen gemacht werden, die
in öffentlichen Blattern dieſe Seite des Volks Intereſſes ver
treten haben, die gewiß aus den allerehrenwertheſten Motiven



ich betone das beſonders aus den allerehrenwertheſten
Motiven ſich fur die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer
erklärt haben, ſind zweierlei Art. Nämlich, man ſagt princi-
paliter, daß die Mahl- und Schlachtſteuer den Verbrauch der
nothwendigſten, zur eigentlichen Lebens Nothdurft erforderlichen
Nahrungsmittel treffe und dieſe ſonach vertheure. Dieſer Vor
wurf wird noch durch den Beiſatz erſchwert, daß ſie aus dem
angeführten Grunde vorzugsweiſe die unterſten und an den Vor
theilen des Staatslebens ohnedies am wenigſten partizipirenden
Klaſſen der Bevölkerung bedrucke und inſofern eine Ungleichheit
hervorrufe. Jch kann dieſem Vorwurfe nicht beitreten, und
zwar aus Grunden, die Jeder, wenn er die Sache naher ins
Auge faßt, als richtig finden wird. Es iſt erweislich, daß die
unterſte Klaſſe in großen Städten mehr von Kartoffeln als von
Brod und Mehl-Fabrikaten lebt; es iſt ferner erweislich, daß
die unterſte Klaſſe ausſchließlich von der Erlaubniß Gebrauch
macht, kleinere Quantitaten in ſchlacht- und mahiſteuerpflichtige
Städte ſteuerfrei einzubringen, und es iſt erweislich, daß bei
dem Preiſe weit mehr die Handels Konjunkturen und die
ſchlechten Aerndten einwirken, als die Mahl und Schlacht
ſteuer, und daß namentlich die Einwirkung der letzteren von
einem ſehr geringen Momente iſt. Meine Herren! Nehmen
Sie an, daß der Scheffel Roggen 30 Sgr. koſtet und die
Steuer dafur 5 Sgr. beträgt, ſo würde circa der Aufſchlag den
öten Theil betragen, oder: der Scheffel Roggen zu 85 Pfund
Gewicht gerechnet, wurde auf das Pfund Brod 1 Pfennig ge
ben. Iſt das Getraide wohlfeil, ſo iſt die Steuerlaſt gering,
iſt das Getraide theuer, wie z. B. jetzt, ſo beträgt der Zuſchlag
den 26ſten Theil auf den Preis des Scheffel Roggen. Es iſt
alſo in dieſer Steuer etwas gefunden, was bei allen anderen
Steuern nicht vorliegt, nämlich daß die Steuer ſich vollkom-
men der Praſtations- Beſahigung anſchließt, während die direkte
Steuer zu aller Zeit, in truüber wie guter Zeit, gleichmaßig
trifft, gleichviel, ob die Nahrungsmittel wohlfeil ſind oder nicht.
Meine Herren! Dies vorausgeſchickt, habe ich allerdings dar
auf nur hindeuten wollen, wie man jetzt auf einmal Empfind-
lichkeit gegen indirekte Steuern zeigt, während man ſie gegen
direkte Steuern nicht zeigt. Wer einen Rock an ſich trägt, be-
zahlt auch eine indirekte Steuer in der Gewerbeſteuer, welche
er dem Fabrikanten mit zahlen hilft wer aber denkt daran, um
deshalb die Geweibeſteuer anzugreifen Jch muß ferner bemer-
ken daß alle Staatslaſten, die wir aufbringen, mehr oder we-
niger dieſen Charakter haben, ich weiſe aber uberdies auf alle
indirekten Steuern, wie Kaffee, Zucker u. ſ. w. welche zum
Theil auch Beduärfniſſe der niederen Stände geworden ſind, und
daß, wenn wir zuletzt darauf hinausgehen wollten, uns alle
dieſe Steuern als verwerflich bezeichnen zu wollen, bei denen
wir dieſen oder jenen Nachtheil herausfinden, wir dahin kämen,
daß die ganze Staatsmaſchine zum Stillſtand kame, denn man
würde zuletzt keine Steuer mehr zahlen wollen.

Meine Herren! Jch habe ganz im Allgemeinen dies aus-
geſprochen, ich habe nur von dem Standpunkte aus, auf dem
ich mich befinde, andeuten wollen, wie ich die Sache anſehe.
Denn F. 12 des vorliegenden Geſetzes ſagt:

„Wenn großere Stadte, mit einer Bevölkerung von mindeſtens
30,000 Einwohnern die zur Beſtreitung ihrer Gemeinde-
Bedürfniſſe erforderlichen Geldmittel lediglich durch Zuſchlage
zu den direkten Staatsſteuern nicht füglich beſchaffen können
und die mit der Einziehung der Klaſſenſteuer in großen Städten
verbundenen Schwierigkeiten zu vermeiden wuünſchen, ſo können
auf ihren Antrag nach den örtlichen Verhältniſſen beſondere
Steuern und namentlich auch auf Verbrauchsgegenſtände durch
ein mit Unſerer Genehmigung von dem Finanz- Miniſter und
dem Miniſter des Jnnern zu erlaſſendes Regulativ angeordnet

werden, ſofern dieſe Steuern nicht eine unverhaältnißmaßige Be-
laſtung der armeren Volksklaſſen zur Folge haben und nicht
den Beſtimmungen der allgemeinen Steuer Geſetze entgegen
oder der Freiheit des inneren Verkehrs hinderlich ſind.“

Jch ſage, dieſer Paragraph, den der Geſetzgeber in dem propo-
nirten Geſetze aufgenommen hat, zeigt ganz deutlich, daß dem-
ſelben ſchon bei dem Entwurfe des Geſetzes klar geweſen iſt, daß
es eine Kategorie von Städten geben muß, wo die praſtations
fähigen Perſonen durchaus nicht in der direkten Steuer zu treffen
ſind, und wo die große Menge nicht zu uberkommender Schwie-
rigkeiten, die vorhanden ſind, vollkommen eine direkte Beſteuerung
ausſchließen, wo ſogar man zuletzt mit dem direkten Steuerſyſtem
bei gewiſſen Klaſſen der Einwohnerſchaft vis à vis von nichts
kommt. Dieſes alſo vorausgeſchickt, ſchweben mir in dieſem Mo
mente und natuürlicher Weiſe die groößeren Stadte, wie Berlin,
Breslau und Köln, vor, und der Geſetzgeber hat offenbar dieſe
Stadte gemeint und im Auge gehabt. Es wird alſo von meinem
Standpunkte und von dem Standpunkte meiner Kommittenten
aus gar nichts dagegen zu erinnern ſein, wenn man in irgend
einer Art und Weiſe ein Prinzip, wie es in dem Amendement
des geehrten Mitgliedes für Aachen und in dem Amendement,
welches der Herr Referent aufgeſtellt hat, annehme und befuür
worten ſollte, indem dieſe Städte vorläufig gar nicht von einem
ſolchen Beſchluſſe tangirt werden wurden. Dies vorausgeſchickt,
werde ich mich jetzt naher darauf einlaſſen, meine Bedenken gegen
dieſe beiden Amendements, welche ich hier kollektiv zuſammenneh
me, auszuſprechen. Man hat, meine Herren, auf das Beiſpiel
von England verwieſen, man hat geſtern geſagt, und ein hoch-
verehrtes Mitglied der preußiſchen Ritterſchaft hat geſagt, wäh-
rend die Klaſſenſteuer auf die Kopfzahl abgenommen habe die
Einnahme aus der Schlacht und Mahlſteuer zugenommen. Jch
kann aus dieſer Erſcheinung und ſomit aus den Konſequenzen,
die das hochverehrte Mitglied hieraus gezogen hat, nicht zu dem
Schluſſe kommen den er daraus genommen hat, und zwar um
ſo weniger als nicht zu verkennen iſt, daß der Verkehr, der ſich
durch die Eiſenbahnen und durch das in Folge derſelben haufigere
Reiſen, in der letzten Zeit namentlich in den größeren Städten,
ſich vermehrt, auch weſentlich dazu beigetragen hat, die Einnahme
aus dieſer Steuer zu vergrößern. Doch ich werde keinesweges
den gezogenen Konſequenzen weiter folgen. Man hat ferner mit
England exemplifizirt und geſagt und darauf ein beſonderes Ge-
wicht gelegt, daß das freieſte Volk der Erde ſich ſelbſt eine Steuer
nach den Prinzipien des uns vorgelegten Entwurfs auferlegt habe.
Meine Herren! Jch erinnere daran, und ich will gar nicht pro-
voziren auf die Geſchichte der engliſchen Geſetzgebung tiefer ein
zugehen ſondern ich will blos auf die Zeitungsnachrichten referi-
ren, ich erinnere alſo die geehrten Mitglieder, welche zur Zeit
der Debatten uber die Einführung der Einkommenſteuer die offent
lichen Blatter geleſen haben, daran, mit welchem ſchweren Herzen
die engliſchen Miniſter an die Einkommenſteuer gegangen ſind, ich
erinnere daran, wie die ausgezeichnetſten Schriftſteller, die alleremi-
nenteſten Leute beider Parteien, ſowohl Whigs wie Torys, ſich mit
der größten Energie gegen die Einkommenſteuer verwahrt ha
ben, und ich erinnere daran, daß man nie darauf eingegangen
wäre, eine Einkommenſteuer, deren Aufbringung man übrigens
nur auf drei Jahre bei Einbringung der Bill feſtſetzte, einzufüh-
ren wenn nicht der Krieg von Kabul die Staatsmittel in hohem
Grade beanſprucht hätte, und weil man mehrere Conſumtions-
ſteuern, die unter der unmittelbar vorhergehenden Verwaltung des
Lord Melbourne revozirt worden waren nicht wiederum einführen
konnte, indem man die Unzufriedenheit befürchtete, die daraus
hervorgehen würde. Da nun alſo ein Defizit von nahe an
4 Millionen Pfd. St. vorlag und keine Ausſicht vorhanden war,
daſſelbe durch die laufenden Staatseinnahmen zu decken, ſo führte
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man die Einkommenſteuer ein, und zwar mit ſchwerem Herzen.
Wenn es ſich ferner darum handelt, hier auf andere Beiſpiele zu
provoziren, ſo erlaube ich mir auf das Beiſpiel der Vereinigten
Staaten zu provoziren eines Landes, über deſſen außerordentliche
Entwickelung und praktiſch geſunde Verwaltungs und Regierungs
Maßregeln kein Menſch einen Zweifel haben wird. Dort regiert
der poſitive Grundſatz, daß alle Staatslaſten mögen ſie Na
men haben welche ſie wollen im indirekten Wege aufgebracht
werden während alle direkten Steuern nur für den engeren
Kreis für Kommunal oder Staaten Bedürfniſſe gebraucht wer
den. Man hat in Amerika vollkommen eingeſehen, und es haben
dies namentlich die in den Vereinigten Staaten publizirten bedeu
tenderen Zeitſchriften zur Zeit der Einführung der Einkommen-
ſteuer in England ſehr klar hervorgehoben, daß die Einführung
einer Einkommenſteuer ſobald es ſich darum handelt, für das
Augemeine, für die res publica zu ſorgen, von den außerordent-
lichſten Schwierigkeiten begleitet ſein muß, weil von jeder Seite,
in jedem einzelnen Kreiſe man mehr oder weniger darnach trach-
ten wird, ſich ſolchen inquiſitoriſchen Steuern zu entziehen. Man
iſt daher von der Jdee ausgegangen, daß das, was im Mikro-
kosmus, wenn ich mich dieſes Ausdruckes bedienen darf, gut iſt,
im Makrokosmus keinesweges anzuwenden iſt, und daß iſt das,
worauf ich ein beſonderes Gewicht lege. Die Einkommenſteuer
iſt in Theorem eine vortreffliche Steuer ſie iſt das uralte deutſche
Geſchoß, das Erbgeſchoß, und ich würde der Erſte ſein, der zu
einem ſolchen Erbgeſchoſſe wiederum ſeine Hand gebe, wenn ich
zu gleicher Zeit aber auch dieſelben Rechte hätte, dieſelben Pflich
ten erfüllen könnte die mit der Aufbringung eines ſolchen Erb-
geſchoſſes vereinigt ſein müſſen. Der jetzt gegliederte Staat, der
Staat, wie er ſich bei uns herausgebildet, iſt aber keinesweges ein
ſolcher, bei dem wir uns in jene vortreffliche Jdee, in das vor-
treffliche Theorem jenes alten deutſchen Erbgeſchoſſes denken kön
nen, und ich muß mich meinerſeits deshalb ganz poſitiv gegen
beide Amendements verwahren, weil ſie ein ſolches deutſches Erb-
geſchoß einführen möchten, ohne die ganzen Konſequenzen, ohne
die Kontrolle über die Ausgaben, welche das Gemeinweſen damals
hatte, zu gleicher Zeit mit zur Annahme bringen zu können.

Jch muß mich meinerſeits ferner um deshalb gegen beide
Amendements erklären weil es mir höchſt bedenklich ſcheint, daß
in volkswirthſchaftlicher Beziehung eine ſo große Verſammlung,
wie dieſe, zu Prinzipienfragen hingeriſſen werden ſoll ich ſage
hingeriſſen werden ſoll, denn wenn es ſich darum handelt, die
Prinzipienfrage aufzuſtellen und zu beantworten: iſt eine direkte
oder eine indirekte Beſteuerung in der Totalität für das Volk beſ
ſer? ſo könnten wir bei der Wichtigkeit der Frage 6 Monate
hier ſitzen, und wir würden ſie nicht erledigen können. (Bravo.)
Bedenken Sie, daß Alles dies tief in die Verhaltniſſe unſeres
ganzen ſtaatlichen Lebens eingreift; wir müßten nicht allein hi
ſtoriſch entwickeln, wie dieſe oder jene Laſt entſtanden ſei, ſon
dern wir müßten uns auch in die Jdee hineinverſetzen, wie in
den einzelnen Landestheilen die Steuerleiſtungen gegründet auf
alte und noch beſtehende Rechte und alle etwaige Reclamationen
erörtern und erwägen. Es iſt nichts ſchwieriger, nichts unheil-
voller fur eine ſolche Verſammlung wie dieſe, als ſie auf das
Feld der Theoremen zu fuhren und ſie zu Prinzipienfragen hin
zureißen. Jch komme nun, meine Herren, noch mit zwei Wor-
ten die Grunde anzuführen, weshalb ich dieſes Feld der Theo-
remen nicht betreten will, weil nichts ſchlimmer iſt in einer
praktiſchen Staats Verwaltung, als die Konſequenzenmacherei.
(Viele Stimmen: Geradeaus ſprechen, noch einmal den
Satz.) Jch erlaube mir zu bemerken, daß ich um deshalb das
Feld der Theoremen nicht betreten möchte, weil ich allerdings
Gefahr darin ſehe, wenn theoretiſche Grundſätze ausgeſprochen
wurden, daß man nachher aus bloßer Konſequenzenmacherei da

hin geführt werden möchte, zu falſchen Maßregeln zu ſchreiten.
Man weiß niemals, wohin ein ſolches Theoriſiren führen wird,
und um deshalb möchte ich mich energiſch gegen beide Amende-
ments verwahren.

Es bleibt mir noch übrig, das Amendement zu beſprechen,
welches das verehrte Mitglied zu meiner Linken am geſtrigen
Tage geſtellt hat, und welches dahin geht, ſo viel ich mich er
innere, daß in den erſten zwei Hauptklaſſen der Klaſſenſteuer
pflichtigen ſich die Steuer verdoppele oder zu 33! oder 25 Pro
zent erhöht werde, (ich kenne es im Augenblick nicht genau)/,
um nachher den beiden unterſten Klaſſen eine Erleichterung ge
währen zu können. Jch kann nur geſtehen, daß ich einen ſol-
chen Vorſchlag mit wahrhaft freudigem Gefühl entgegengenom-
men habe; ich laſſe dem verehrten Antragſteller alle Gerechtig-
keit widerfahren, daß dieſer Vorſchlag aus den lauterſten vor
trefflichſten Motiven hervorgegangen iſt. Jch muß aber bitten,
in finanziellen Fragen ſich nicht vom Gefuhl, nicht vom Augen
blick hinreißen zu laſſen, ſondern genau zu erwägen, welche Fol-
gen aus einem ſolchen Amendement kommen können, welche
Folgen es haben und wohin eine ſolche Erleichterung führen
kann, welche der geehrte Antragſteller den armeren Klaſſen ge
ben will. Wenn nun durch die Steuer Geſetzgebung vom Jahre
1820, mit welcher die jetzige Klaſſen und Mahl- und Schlacht-
ſteuer eingeführt wurde, es keinesweges in der Jdee des Geſetz
gebers lag, die Städte höher zu belaſten durch die Mahl- und
Schlachtſteuer, als das flache Land durch die Klaſſenſteuer, und
deſſenungeachtet, wie die Praxis dahin geführt hat, daß auf der
einen Seite eine Aufbringung von 52 Silbergroſchen erfolgt,
wahrend auf der anderen Seite nur 18 Groſchen auf den Kopf
gehen, ſo glaube ich, iſt allerdings eine Bevölkerung da, welche
in noch höherem Grade die Beruckſichtigung des verehrten Mit-
gliedes auf der Fürſtenbank fur ſich in Anſpruch nehmen könnte,
als die letzte Klaſſe der klaſſenſteuerpflichtigen Bevölkerung, ich

meine die arme Bevölkerung in den mahl- und ſchlachtſteuer
pflichtigen Städten. Wenn wir alſo dahin kommen wollen oder
darauf eingehen wollen, den aärmeren Klaſſen eine Erleichterung
zu geben, ſo möge man darauf ſehen, daß, wenn die Erleichte-
rung eintritt, ſie eine gerechte, eine gleichmäßige iſt. Nicht daß
eine Prämiirung den ärmeren Klaſſen, welche an klaſſenſteuer-
pflichtigen Ortſchaften, im Gegenſatz zu denen, welche in
mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen wohnen, gegeben wird. Je-
der von uns wird mit mir einverſtanden ſein, daß in einem
wohlgeordneten Abgaben Syſteme die PraſtationsFähigkeit der
Grundſatz ſein muß, nach welchem der Stagt das Ein-
kommen, ſeine Bedürfniſſe durch ſeine Staats Angehörigen
beſchaffen ſein ſoll: und bin ich ferner uüberzeugt, daß der
oft in dieſer Debatte ausgeſprochene Grundſatz, daß die
wohlhabenderen Staatsbürger mehr zu den Staatslaſten bei-
tragen wollen, im Sinne der Majorität liegt, nur wer-
den wir doch darauf ſehen muſſen, daß, wenn wir dies er
klären, die Abbürdung auch gleichmäßig allen gedrückten Staats
bürgern und den ärmeren Klaſſen im Allgemeinen zu gute
kommt. Hüten wir uns um deshalb, auf das Amendement
einzugehen, hüten wir uns, darauf einzugehen, wie es geſtellt
iſt. Jch würde mich ſehr gern einem Vorſchlage anſchließen,
der dahin ginge, dieſes Amendement der Abtheilung zurückzu-
weiſen, um es dort gründlich zu erörtern, damit die Laſt, wel
che den erſten beiden Klaſſen der Klaſſenſteuerpflichtigen aufer-
legt werden ſoll, der Allgemeinheit der ärmeren zu gute käme.
Was aber jetzt vorgeſchlagen iſt, kann ich nicht, als zu dieſem
Zweck führend, erklären. Zum Schluß wollte ich mir noch eine
perſönliche Bemerkung erlauben. Es hat, ich geſtehe es ehrlich,
mir in der vorliegenden Frage Mühe gemacht, ja ſchmerzlich
berührt, daß ich mit denen, mit welchen ich ſonſt immer poli



tiſch, prinzipiell übereingeſtimmt habe, die meine politiſchen
Auch mein Herz ſchlägt wie

das Jhre bei jedem Gedanken, welcher die höheren Jntereſſen
der Menſchheit oder deren ſittliche und moraliſche Verbeſſerung
im Auge hat oder ſolche Mängel in den ſtaatlichen Einrichtun-
gen aus dem Wege räumt, die zur Hebung der Lage der un

Aber ich habe geglaubt, meine
Anſichten um ſo mehr ausſprechen zu müſſen, weil in keinem
der vorgeſchlagenen Amendements ich eine wahre materielle Ver
beſſerung für die Geſammtheit unſerer Arbeits und Erwerbs-
Bevölkerung erblicke, und weil keines dieſer Amendements näm-
lich die Steuer nach der Präſtations Fähigkeit aufzulegen aus
ſpricht und ich dies für die einzige Art und Weiſe, wie jede

wie ſie am wenigſten drückt
und am wenigſten demoraliſirt, erklären kann.

Bald nach dieſer Rede nahm die Verhandlung einen
mehrere Redner konnten nicht
während denen,

Reihe waren und gegen die Aufhebung der Schlacht und
Mahlſteuer ſprachen ſogar geſtattet wurde, wirkliche Vor

So trug der Legationsrath Kupfer
lange Auszuge aus dem engliſchen Werke M'Cullochs vor,
um das Unzweckmäßige der Einkommenſteuer zu beweiſen.
Jn ähnlichem Sinne ſprach ſich der Abg. Möwes aus

Der Graf von Arnim ſchlug ein neues Amen-
dement vor, und ließ ſein fruher geſtelltes ſelbſt fallen.
Die Verhandlung wurde ſo bewegt und einſeitig, daß Ab-
geordnete, wie v. Auerswald und Hanſemann, de-
nen man das Wort, auf das ſie Anſpruch zu haben glaub-
ten nahm, einen Proteſt zu Protokoll gaben.
alsdann mit Namensaufruf uüber das von dem Abgeordn.
v. Auerswald geſtellte Amendement abgeſtimmt.

Freunde ſind diesmal divergire.

teren Volksklaſſen beitragen.

Steuer aufgelegt werden ſollte,

unruhigen Charakter an;
mehr zu Worte kommen

leſungen zu halten.

Berlin aus.

lautete:
Soll zur Erleichterung der ärmern Volksklaſſen die Auf i
hebung der Mahl und Schlachtſteuer und eine Modifi
kation der Klaſſenſteuer unter der Vorausſetzung befuür
wortet werden, daß an Stelle derſelben eine Einkom-
menſteuer trete

Bekanntmachungen.
Diejenigen Pferdehändler, welche un

ſern diesjährigen, auf den 23. October
d. J. fallenden Viehmarkt beſuchen, wer
den benachrichtigt, daß ihnen geſtattet iſt,
ihre Fohlen einige Tage vor dem Markte
unentgeltlich auf die Wieſen in den
Pulverweiden aufzutreiben.

Halle, den 12. Juni 1847.
Der Magiſtrat.

Der Miſſions- Hülfsverein für Halle
und die Umgegend wird ſein diesjähriges
Miſſionsfeſt Mittwoch den 7. Juli d. J.
Nachmittags um 3 Uhr in hieſiger Königl.
Schloß und Domkirche feierlich begehen,
und ladet alle ſeine lieben Mitglieder, wie
auch alle ſonſtigen Freunde des Miſſions-
werks freundlich zu einer zahreichen Theil-
nahme an dieſer Feſtfeier hierdurch ein.

Halle, den 14. Juni 1847.
Comité des Halliſchen Miſſions-

Hülfsvereins.

men abgelehnt.

renz,

die an der

die Abſchaffung

bung

Es wurde ken ſein wird
Daſſelbe

wollen

Das Amendement wurde von 311 gegen 204 Stim-
Unter den ſachſiſchen Deputirten hatten

folgende die Frage bejaht: Ortsrichter Becker, Coqui,
Gieſe, Gießler, Schulze Hartmann, Lindner, Lo

Lucanus,
Schulze, Seltmann, Uthemann und Volland.

Eben ſo lehnten die Vereinigten Kurien den Antrag
Hanſemanns ab: daß dem Vereinigten Landtage ein die
Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer ſo wie die theil-
weiſe Erleichterung der zu den untern Stufen der Klaſſen-
ſteuer gehörigen Steuerpflichtigen bezweckender Geſetzent-
wurf vorgelegt werden möoöge, durch welchen die Klaſſen-
ſteuer dem Prinzipe der Einkommenſteuer jedoch ohne noth-
wendiges Eindringen in die Familien- und Gewerbsverhaält-
niſſe, genähert werde

Hierauf wurde das Amendement des Grafen v. Ar
nim durch bloßes Aufſtehen angenommen.

Jndem der Vereinigte Landtag Bedenken trägt, ſchon
jetzt ſeine Zuſtimmung zu einem Geſetze zu ertheilen, wel
ches durch die Einfuhrung einer Einkommenſteuer nur

Raſch, Schilling, Schneider,

Es heißt:

der Mahl- und Schlachtſteuer erreichen
würde, erkennt derſelbe an, daß im Wege der Geſetzge-

zur Verwirklichung des Grundſatzes einer der
Steuerfähigkeit verhältnißmäßig entſprechenden Beſteu-
rung der verſchiedenen Klaſſen der Einwohner auf
eine Erleichterung der Abgaben der armſten Klaſſen nicht
allein in den mahl- und ſchlachtſteuer-, ſondern in glei-
cher Weiſe in den klaſſenſteuerpflichtigen Orten hinzuwir-

und daß die wohlhabenden Klaſſen den
hierdurch entſtehenden Ausfall, ſo weit es noöthig, zu
decken im Stande ſein duürften.
Se. Majeſtat, die Erreichung dieſes Zweckes huldreichſt
in anderweite Erwägung nehmen und dem nächſten Ver-
einigten Landtage deren Ergebniſſe vorlegen laſſen zu

Derſelbe bittet daher

Damit ſchloß dieſe denkwurdige Sitzung!

Verſteigerung Königl. Graditzer Hauptgeſtüt Pferde 18M7.
Montag den 28. Juni 1847, von Vormittags 9 Uhr ab, ſollen auf dem Geſtüthofe

zu Repitz bei Torgau gegen 40 Stück Graditzer Geſtütpferde, beſtehend in 10 Stück
älteren Beſchälern, 3 Stück vierjährigen Hengſten, 6 Stück älteren Stuten, von de-
nen einige bedeckt ſind, ſo wie 18 Stück vierjährigen Stuten und einigen Fohlen, ge
gen ſofortige baare Bezahlung in Friedrichsd'or, ſtatt welcher jedoch auch 52 Thaler
Courant gezahlt werden können, wogegen fremdes Gold nur nach dem Tages-Courſe ge
gen Entrichtung des Aufgeldes angenommen wird, öffentlich an den Meiſtbietenden un
ter den im Auctions- Termine bekannt zu machenden Bedingungen verſteigert werden,
und wird noch bemerkt, daß der größte Theil der Pferde mehr oder weniger rittig und,
mit geringer Ausnahme, fehlerfrei und werthvoll iſt.

Den 26. und 27. Juni werden den Herren Käufern die ſämmtlichen Pferde, wel
che ſchon zum größern Theil in Repitz aufgeſtellt ſind, daſelbſt vorgeritten und vorge-
führt werden und ſind gedruckte Auctionsliſten vom 14. Juni ab ſowohl im Königl.
Ober-Marſtall-Amte zu Berlin, wie in der Geſtüt- Expedition zu Graditz gratis zu
bekommen.

Hauptgeſtüt Graditz, den 27. Mai 1847.
Königl. Geſtüt-Direetion.

Bad Wittekind.
Sonntag den 20. Juni Morgen Con-

cert vom Muſikchor des Füſilier-Bataillons.
Anfang früh 5 Uhr.

m

Gebauerſche Buchdruckerei.

Funkens Garten.
Sonntag den 20. Juni großes Mili-

tair- Concert von dem Muſikchor des
Füſilier-Bataillons.
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Beilage zu Nr. 140 des Couriers, Hall. Zeitung für Stadt und Land.
Sonnabend, den 19. Juni 1847.

Deutſchland.
Berlin, d. 17. Juni. Se. Maj. der König haben geruht:

Dem Gymnaſial-Lehrer, Muſikdirektor Geiß in Halberſtadt
den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe zu verleihen.

Se. Excellenz der Wirkliche Geheime Rath und Ober
Schloßhauptmann, Graf v. Arnim, iſt nach Blumberg
von hier abgereiſt.

A Berlin, d. 16. Juni. Es läßt ſich jetzt mit Ge-
wißheit ſagen, daß der Landtag bis zum 24. oder 25. ge-
ſchloſſen ſein wird, indem der Schluß nur noch von der
Erledigung der ſogenannten politiſchen Petitionen abhängig
gemacht iſt. Dieſe gelangen jetzt in der Geſtalt, wie ſie aus
der Standekurie hervorgegangen ſind, an die Herrenkurie und
von dort im Fall einer etwaigen Modifikation noch einmal
an die Ständekurie zuruück. Wahrſcheinlich aber werden
dieſe Modifikationen ſehr geringfugiger Art ſein. Sollte
uübrigens der Landtag bis zum angegebenen Termine nicht
geſchloſſen ſein, ſo wurde er ſich faktiſch auflöſen. Es iſt
jetzt kein Haltens mehr in den Deputirten. Faſt täglich
werden die Bänke luckenhafter. Die Poſener Provinzial-
ſtande haben einmuthig, ihren Landtagsmarſchall an der
Spitze, die Erklärung abgegeben, daß es ihnen unmöglich
ſei, über den 19. hinaus zu bleiben, da der 24. d. M. fur
ihre Provinz der Normirungstag aller bürgerlichen Ge-
ſchaäfte des ganzen Jahres ſei, ſo daß an dieſem Tage
Niemand in ſeinem Hausweſen fehlen konne. Es werden
daher die gedachten Stande wahrſcheinlich ſchon am 20.
in corpore den Landtag raäumen.

Die Herren Kurie hat in dieſen Tagen einen großen
Beweis von Mildthätigkeit gegeben. Jn der Nacht vom
Sonnabend auf den Sonntag war die Krankenkaſſe in der
katholiſchen Kirche erbrochen und um den Beſtand von
32 Thlr. beſtohlen worden. Der Fürſt Lichnowski, dem
dies zu Ohren gekommen war, legte in der Herren-Kurie
einen Collectebogen aus, worin er die katholiſchen Mit-
glieder derſelben aufforderte, durch milde Beiträge den
Schaden zu erſetzen. Die proteſtantiſchen Mitglieder ver-
langten indeß daß die konfeſſionelle Bezeichnung geſtrichen
werde und nachdem der Furſt Lichnowski dieſem Wunſche
alsbald gewillfahrt hatte, unterzeichneten ſämmtliche An-
weſenden einſchließlich der Prinzen, in einer Viertelſtunde
126 Friedrichsd'ors, welche der katholiſchen Kirche uber-
wieſen wurden.

Ein Mitglied der Herren-Kurie hat ſich noch eben vor
Thorſchluß eingefunden. Es iſt der Herzog von Aremberg
aus Bruſſel, bisher vertreten durch den Freiherrn Senfft
von Pilſach.

In dieſen Tagen haben neue Stadtverordnetenverſamm-
lungen unter uns ſtattgefunden. Sind ſie auch wie Alles
jetzt unter dem ſouveränen Eirfluſſe des Landtages unbe-
merkbarer rorubergegangen, als wohl ſonſt geſchehen ware,
ſo zeigt ſich doch immer mehr, wie endlich auch in unſerer
Stadt Jndifferentismus und Jndolenz zu weichen anfangen und
Jedermann zu begreifen beginnt, daß das Vaterland von
ihm die Erfullung ſeiner Schuldigkeit erwartet. Die Wah
ler haben einen ſehr richtigen Takt an den Tag gelegt und
mehrere neue und ſtrebſame Mitglieder in die ſtädtiſche Ver
tretung gebracht. So wird es allmählig gelingen, auch
in unſere ſtädtiſche Vertretung den Ernſt und die Ge-
ſinnungstuchtigkeit zu bringen, worin uns die Provinzen
ſchon länger vorausgeeilt waren.

Daß bei dem herannahenden Schluß des Landtages
die Petitionen auf Preßfreiheit noch zur Berathung kom
men werden, ſcheint man faſt nicht anzunehmen, wiewohl ſich
viele Deputirte eifrigſt dafur intereſſiren. Außerdem muüſ-
ſen eine Reihe anderer Gegenſtände unerledigt liegen blei-
ben, ohne Ausſicht zu haben, wieder aufgenommen zu wer
den, denn fur die nächſte Diät des Vereinigten Landtags
möchten ſie doch wohl meiſtentheils veraltet ſein.

Berlin, d. 17. Juni. Bei der geſtern in dem 31.
(Kochſtraßen-) Bezirke ſtattgefundenen Stadtverordne-
tenwahl iſt der Profeſſor Friedrich von Raumer mit
der bedeutenden Stimmenmehrheit von 188 gegen 19 Stim
men zum Stadtverordneten gewählt worden. Hr. v. Rau-
mer, der eine tief ergreifende Rede hielt, hatte ſchon das
vorige Mal gewählt werden ſollen, indeß hinderte ſeine
Wahl der Zweifel, ob er dieſelbe auch annehmen wurde
Deshalb war diesmal vorher eine Anfrage an ihn gerich-
tet, und die gunſtige Antwort den Buürgern ſeines Bezirks
brieflich mitgetheilt worden. Jn dem Dreifaltigkeitskir-
chen-Bezirk iſt vorgeſtern der Dr. Nauwerck zum Stadt-
verordneten gewählt worden.

Frankreich.
Paris, d. 13. Juni. Die Portugal betreffenden Do

cumente, funfzehn an der Zahl, welche Herr Guizot ge
ſtern auf dem Bureau der Deputirtenkammer niedergelegt
hat, werden heute in den Journalen ihrem Wortlaut nach
mitgetheilt; morgen wird Cremieux in der Kammer den
Miniſter des Auswärtigen uüber die Jntervention interpelli-
ren. Zu London ſoll in einer bei Lord Stanley ſtattge-
habten Reunion eine dem Miniſter Lord Palmerſton, in
Betreff ſeiner in der portugieſiſchen Frage befolgten Politik,
gunſtige Entſchließung gefaßt worden ſein. Die parlamen-
tariſchen Debatten kommen jedenfalls in Frankreich wie in
England etwas zu ſpat.

Spanien.
Madrid, d. 8. Funi. Die Regierung ſoll die Nach

richt erhalten haben, daß Forcadell auf ſpaniſchem Boden
angekommen ſei, um den Oberbefehl der montemoliniſtiſchen
Factioſen zu ubernehmen. Fortwährend wird von Mo-
dificationen des Cabinets geſprochen der Faro der auf
das Miniſterium Pacheco ubel zu ſprechen iſt, läßt die Kö
nigin den Wunſch hegen, dem gegenwartigen Zuſtand der
Dinge mit der Entlaſſung dieſes Miniſteriums ein Ende zu
machen.

Portugal.
Die neueſten, aus Liſſabon bis zum 3., aus Porto

bis zum 2. Juni reichenden, Berichte beſtätigen die uber
Paris durch den Telegraphen bereits gemachte Meldung
dahin Der Graf das Antas mit 2400 Mann Jnfanterie,
50 Pferden und 2 Geſchutzen, nebſt 12 Schiffen der Jun-
ta, worunter 3 Dampfboote, ſind am 31. Mai von den
vor dem Douro kreuzenden britiſchen Kriegsfahrzeugen ge-
nommen und nach dem Tajo gebracht worden. Es iſt dies
die nach dem Suden beſtimmt geweſene Expedition, gegen
deren Auslaufen, wie ſchon erwähnt, der Befehlshaber der
brittiſchen Kreuzer, Sir Ths. Maitland, Einſpruch gethan
hatte, jedoch ohne beſtimmt zu erklären, daß er den Ab-
gang verhindern werde. Er hatte immer nur von einem

freundſchaftlichen Rath den er gebe, und von der „Wahr-
ſcheinlichkeit geſprochen, daß die Expedition werde ange



halten werden. Das Antas trug daher kein Bedenken, mit
der Expedition auszulaufen, erhielt aber alsbald die An
zeige von Sir Ths. Mairland, daß er Befehl habe, ſich
ſeiner Schiffe, nöthigenfalls mit Gewalt, zu bemächtigen,
und das Antas erklärte ſich darauf, unter Proteſt gegen
die Gewaltthat, fur kriegsgefangen und ließ ſeine Truppen
die Waffen ſtrecken. Auch die Junta uüberreichte einen Pro
teſt gegen den Gewaltſtreich dem engliſchen Konſul, deſſen
Landsleute, die Aufregung des Volkes furchtend, ſich ſchon
vorher, 250 an der Zahl, auf die im Douro liegenden
Schiffe gefluchtet hatten. Es gelang jedoch der Junta voll-
kommen, die Ordnung aufrecht zu erhalten, obgleich Sal-
danha, dem Waffenſtillſtande zum Trotz, ſein Hauptquar-
tier bis Carrico 2 Meilen von Porto, vorgeſchoben und
ein ſpaniſches Truppenkorps die Truppen der Junta bei
Valonga geſchlagen und vertrieben hatte, wobei die Letzte
ren 100 Todte verloren haben ſollen. Jnzwiſchen wurden
die genommenen Gefangenen und Schiffe unter Eskorte
nach dem Tajo gebracht und Erſtere am 3. in der Umge-
gend des Forts St. Juliano gelandet, wo ſie unter Bewa-
chung brittiſcher Marineſoldaten ſtehen da Admiral Parker
ſie unter keiner Bedingung der portugieſiſchen Regierung
ausliefern will. Gleich nach dem Eingange der Nachricht
von der Gefangennehmung des Gr. das Antas machte der
Adm. Parker dem Visc. Sa da Bandeira Anzeige davon,
und forderte ihn auf, ſich ebenfalls zu unterwerfen; Letzte-
rer erklärte, daß er ſich vertheidigen wurde, wenn er an-
gegriffen werde, bat aber, in Folge des Auftretens des
neuen mächtigen Feindes des portugieſiſchen Volkes“
um Erlaubniß, einen ſeiner Adjutanten auf einem britti-
ſchen Schiffe nach Porto ſchicken zu durfen, um neue Jn-
ſtruktionen einzuholen. Dies wurde gewährt; der „Poli-
phemus brachte den Offizier nach Porto und nach den
letzten Berichten von dort ſoll die Junta ſich darauf ent-
ſchloſſen haben, den von dem Oberſt Wylde ihr vorgeleg-
ten vier Artikeln, welche die Vergleichsbedingungen enthal-
ten, nachträglich beizutreten, ſo daß der Kampf als been-
digt anzuſehen ware.

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und Preuß. Gelde.)

Halle, den 17. Juni.

Weizen 4 25 A bis 5 1 W 3Roggen 4 7 4 11 3Gerſte 2 258
Hafer 15 21 3Magdeburg, den 17. Juni. (Nach Wispeln.)
Weizen 118 124 Gerſte 68 70Roggen Hafer 45 48

Waſſerſtand der Saale bei
am 17. Juni Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 2 Zoll.
am 18. Juni Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 1 Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 17. bis 18. Juni.

Jm Kronprinzen Frau Grafin v. Hohenthal m. Dienerſch. a.
Leipzig. Hr. Conferenz u. Oberappellations-Rath Schmidt m.
Gem. u. Hr. Etats u. OberappellationsRath Preußte m. Gem.
a. Kiel. Hr. Prem Lieut. v. Trotha a. Kemberg. Hr. Kaiſerl.
Ruſſ. Hofbacker Schubarth a. Moskau. Die Hrrn. Kaufl. Meiß-
ner m. Gem. a. Muhlhauſen, Lippert a. Magdeburg Stichel
a. Hamburg Roſenkranz a. Weimar, Schuſter a. Naumburg.

Stadt Zürich: Hr. OAmtm. Wendenburg a. Hedersleben. Hr.
Gutsbeſ. Wilke a. Kaſſel. Hr. Oekon. Brandis a. Magdeburg.
Hr. Rathmann Schmidt a. Aaken. Die Hrrn. Kaufl. Abt a.
Erfurt, Schmeltz a. Lauterburg Bleymuller a. Gotha, Beyer
a. Leipzig, Schreiber a. Dresden.

Halle.
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Goldnen NRing: Frau Amtm. Bach a. Eptingen.“ Frau Amtm.
Pötſch a. Döben. Frau Amtm. Klotz a. Deutleben. Mad. Kru
ger m. Fam. a. Pegau. Die Hrrn. Kaufl. Keidel a. Hildes
heim, Jſing u. Hoffſtedt a. Berlin. Hr. Secretair Sagan a.
Brandenburg.

Goldnen Löwen Die Hrrn. Kaufl. Sandmann a. Berlin, Pflug
a. Eilenburg. Hr. Oekon. Teuſchert a. Brandenburg. Hr. Guts
beſ. Geiſenheimer a. Frankfurt. Hr. Pred. Strecker a. Mor

Hr. Prediger Strecker u. Hr. Cand. theol. Strecker a.
ritzow.

Schwarzen Bär: Die Hrrn. Kaufl. Feuchtwange a. Furth, Scheff
ler a. Frankfurt. Die Hrrn. Fabrik. Peter a. Neuſtadt, Perutz
a. Ballenſtedt. Hr. Holzhdlr. Joſt a. Weißenfels. Hr. Buch
bindermſtr. Dürrbeck a. Ovelgoöönne.

Stadt Hamburg Hr. Dr. med. Stühlmann a. Königsberg. Die
Hrrn. Kaufl. Leib a. Köthen, Heinert a. Berlin, Crohmann. a-
Braunſchweig, Cuva a. Elſaß.

Goldne Kugel: Hr. Pred. Schumann a. Deſſau. Hr. Pferdehdlr.
Eidenberg a. Burg. Die Hrrn. Kaufl. Frenkel u. Wittig a-
Dresden. Hr. Fabrikbeſ. Veit a. Bern.

Zur Eiſenbahn: Die Hrrn. Kaufl. Rolle u. Schatz a. Magde-
burg. Die Hrrn. Partik. Ruſchki a. Petersburg Waldner a.
Fürth. Hr. Banquier Heyne a. Hamburg.

Fonds- und Geld-Cours.
Berlin, den 17. Juni.

Zf. Brief. Geld. Zf. Brief. Geld.
St. SchuldSch. 3 925 Pomm. Pfndbr. 31 958 947
Seeh. Präm. K. u. Nm. do. 3 94 94Scheine. 952 95 Schlefiſche do. 31 97
Kur u. Neum. do. Lt. B. gaSchuldverſchr. 3 90 rant. do. 3Berliner Stadt
Obligat. 31/, 93

Wſtpr. Pfandbr. 3 932 93 Frdrchsd'or. 137 13
Großh. Poſ. do. 4 102 101 Auguſtd'or. 127/ 12

do. do. 3 92 Gold al mare.Oſtpr. Pfandbr. 3 962 96 Disconto 4 5
Eiſenbahn- Actien.

Volleing. Zf. 3f.Amſt. Rott. 4 94 G. Rhein. Stm. 4 84 G
Arnh. Utr. 4 do. P. Obl. 4Brl. Anhalt. 4 111 B. 111 G. do. v. St. gar. 3 89 G
do. do. P. Obl.. 4 ächſ. Bair. 4 87 G.Berl.- Hamb. 4 108!/, bz. ag.-Glog. 4 I
do. P. Obl. 4 do. P. Obl.4Brl. Stettin 4 109 bz. St.-Vohw. 4
Bonn Köln. 5 Thüringer. 4 (94 B.r W.-B. C. -0. 4 85 bz.o. do. P. Obl. Zarsk. Selo.Cöth. Bernb. 4
Cr. Ob. Schl. 4 76 B Quittungs- SDüſſ. Elberf. 4 104 B. Bogen. S
do. do. P. Obl. 4 91 G a 45Gloggnitz. 4
Hmb. Bergd. 4 Aach.-Maſtr. 20 83 bz.
Kiel-Alton. 4 110 B. Berg. Märk. 50 83 G.
Leipz. Dresd. 4 Berl. Anh. B. 45 100 G.
Magd. Hlbſt. 4 Bexb. Ludwh. 70
Magd. Leipz. 4 Brieg-Neiſſe. 55do. P. Obl. 4 Chemn. Riſa. 80 eN. Schl. Mk. 4 1872 G. Köln Mind. 80 93/, 94 93 b. u. G.
do. P. Obl. 4 912/, G. d. Thür. V. 20 85 B.do. P. Obl. 5 102 B. 1015/, G. Oresd. Görl. 90 S
Nrdb. K. Fd. 4 Löb. Zittau. 70OSchl. Lt. A. 4 104' G. Magd. Witt. 20 84 B.
do. P. Obl.. 4 Mecklenburg 60
do. Lt. B. 4 99 B. Nordb. F. W. 60 73--72 bz.

Potsd. Mgd. 4 941 B. Rh. St. Pr. 70 2
do. P. A. B. 4 911 B. Starg. Poſ. (30 832/, B.
do. do. 5 1101/, bz.

(Schluß der Börſe 3 Uhr.)

reie Gemeinde.
Sonntag Punkt 10 Uhr Verſammlung (Vortrag).

Der Vorſtand.



Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Die den Kirchen in Reideburg,
Büſchdorf und Diemitz gehörigen bei
Reideburg belegenen ſogenannten Kirſch-
gärten, deren Pachtzeit zu Martini d. J.
abläuft, ſollen
am 25. d. M. Nachmittags

1 Uhr
im Heinertſchen Gaſthofe in Reide-
burg anderweit verpachtet werden, wozu
Pachtluſtige ſich einzufinden haben.

Halle, den 5. Juni 1847.
Der Landrath des Saalkreiſes.

v. Baſſewitzz.

Auetion in Beiderſee.
Montag den 21. Juni d. J. von

Vormittags S bis 12 Uhr ſoll in dem der
Wittwe Voigt in Beiderſee zugehörig
geweſenen Gute Nr. 1 das Jnventarium,
beſtehend aus: 1 Pferde, 1 einſpännigen
Wagen, Pflug, Eggen und Walze, Kühen,
wobei einige neumilchende, 1 Schilbe, Schwei-
nen, Hühnern, ſo wie Haus und Wirth-
ſchaftsgeräthen und einer großen Partie
Miſt

ferner:
von Nachmittags 1 Uhr an:

eine bedeutende Quantität Nutz und
Brennholz, beſtehend in: Rüſtern,
Birken, Pappeln, Weiden und
ſtarken Pflaumenbäumen, auf dem
Stamme, unter den im Termine bekannt zu
machenden vortheilhaften Bedingungen öffent-
lich an die Meiſtbietenden verkauft werden,
und wollen ſich Käufer recht zahlreich in
dem oben benannten Gute ſelbſt einfinden.
Die vorbenannten Gegenſtände können ſchon
von jetzt ab in Augenſchein genommen
werden.

2

Eine Sendung ſächſiſches Patent-Leder
beſter Qualität empfing ich ſo eben und
empfehle ſolches nebſt meinem vollſtändig
aſſortirten Cigarrenlager beſtens.

Aug. Rhodemann,
gr. Steinſtr.

Sehr ſtarken fetten geräucherten
Rheinlachs;

Neue VBremer Lachs-Heringe,
etwas ſehr Delikates, ſowie auch ſehr fette
neue engl. Madjes-Heringe;

Limbürger, wie auch baierſche
Sahnenkäſe empfiehlt

G. Goldſchmidt.

Limburger und baierſchen
ahnenkäſe,

äußerſt delikat, à Stück 7 Sgr., empfiehlt
die Heringshandlung von Voltze.

11

Blaſebälge
von allbekannter Güte und Kraft ſind in
jeder Größe wieder vorräthig zu finden beim

Sattel und Reitzeug-Verfertiger
Fr. Lange,

gr. Ulrichſtraße Nr. 66.

Laden-Utenſilien- Verkauf.
Die ganzen vollſtändigen Laden-Utenſilien

zu einer Materialwaaren Handlung, vor
einigen Monaten erſt ganz neu angefertigt,
ſtehen baldigſt zu verkaufen. Wo? iſt zu
erfragen beim Seilermeiſter Herrn Cario
in Halle, Leipzigerſtraße Nr. 291.

Verkauf. Esparſett- Heu von
circa 50 Morgen ſoll Sonntag den 20. d.
Nachmittags 2 Uhr bei Stumsdorf auf
dem Heine'ſchen Plane in kleinern Abthei-
lungen meiſtbietend verkauft werden.

Geſchäfts- Anzeige.
Nach freundſchaftlicher Uebereinkunft

tritt mit dem 1. Juli d. J. Herr Chr.
Fr. Müller aus dem unter der Firma

Müller C Fernow
hier beſtehenden Buch- und Kunſthandlung
und lithographiſchen Anſtalt wieder aus.
An genanntem Tage geht das Geſchäft
mit allen Activis und Paſſivis auf mich
über, und werde ich daſſelbe unter der
Firma

Ludwig Fernow
für meine alleinige Rechnung unverändert
fortbetreiben. Jndem ich ſolches hierdurch
ergebenſt anzeige, verbinde ich damit die
Bitte, das der Anſtalt bisher geſchenkte
Vertrauen ihr auch ferner zu Theil werden
zu laſſen, und wird es mein ganzes Be
ſtreben ſein, daſſelbe zu rechtfertigen.

Halle a./S., den 17. Juni 1847.
Ludw. Fernow,

Buch und Kunſthändler und Stein-
druckerei-Beſitzer.

Mein wiederholt neu aſſortirtes Lager
modernſter Sommer-Buckskins, Rock- und
Weſtenſtoffe beſter Qualität empfehle ich
zu recht billigen Preiſen.

Ludwig Breitfeld,
große Steinſtraße Nr. 130.

Geſchmackvolle Sommer-Tücher empfing

Ludwig Breitfeld.
Von Hanauer Filz- und Seidenhüten

erhielt wieder eine neue Sendung
Ludwig Breitfeld.

Eine Partie bw. Rock- und Hoſenzeuge
kann ich zu beſonders billigen Preiſen ver
kaufen. Ludwig Breitfeld.

Friſcher Kalk Dienstag den 22. Juni in
der Kirchnerſchen Ziegelei am Klausthor.

Nicht zu überſehen! S
Jch bin geſonnen, meine in der Grün-

ſtraße zu Düben gelegene Tabagie frei
willig meiſtbietend zu verkaufen. Dieſelbe
beſteht aus einem zweiſtöckigen maſſiven
Wohnhauſe, angebautem Tanzſaale, einer
Kegelbahn und den nöthigen Vieh- und
Holzſtällen 2c. nebſt einem ſich am Wohn
hauſe befindlichen gut rentirenden ohngefähr
11 Acker großen Garten. Das Grund
ſtück würde ſich ſehr gut zur Gerberei eig-
nen. Der Termin wird auf

den 24. Juni a. e.
in meiner Wohnung ſtattfinden, und Kauf
liebhaber dazu eingeladen. Die Bedingun
gen werden im Termine bekannt gemacht.
Die Hälfte der Kaufſumme kann darauf
ſtehen bleiben. Barthel,

Schenkwirth.

Geſucht wird ſogleich oder zu Johan
ni d. J. ein mit guten Zeugniſſen verſehe-
ner und erfahrener Hofemeiſter, ſo wie
ein dergl. Windmüller, zum Pacht oder
gegen guten Lohn, für das Rittergut und
die Windmühle zu Zſcherben.

Einige junge Leute aus ordentlichen Fa
milien, welche die Feilenhauerprofeſſion er
lernen wollen, können ſogleich unentgeld
lich bei mir plazirt werden.

Schmidt.

Auf ein neu erbautes Haus hierſelbſt
wird ein Kapital von 1700 Thlr. geſucht.
Wer geneigt iſt, ſelbiges auszuleihen, wird
bei dem Zimmer-Mſtr. Zabel Näheres er
fahren. Unterhändler werden verbeten.

Guts- Verkauf.
Ein in einer romantiſchen Gegend bele-

genes, ſeparirtes Landgut mit 270 Morgen
Feld, 20 Morgen Wieſe u. ſ. w., ſoll ſo
fort mit 5-- 6000 Thlr. Anzahlung ver
kauft werden. Die ſämmtlichen Abgaben
betragen jährlich 100 Thlr. Beauftragt iſt
der Commiſſionair F. A. Siegel in
Halle, Stadtfleiſchergaſſe Nr. 133.

Durch neue Sendungen habe ich mein
Lager von Herren- Artikeln aufs
reichſte aſſortirt, und empfehle beſonders
Sommerbuckskins, Weſtenſtoffe,
Halsbekleidungen und ſeidene Ta
ſchentücher im neueſten Geſchmack zu
ſehr billigen Preiſen.

C. E. Stracke,
Kleinſchmieden, am Markt Nr. 943.

Auf 40--50 Acker gute, kräftige Küm
melpflanzen ſind zu verkaufen in Stedten
unweit Schraplau bei

De

Rothmaler.
Fetten geräucherten Rheinlachs
empfing C. H. Riſel.

h

m

m
m
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Die diesjährigen Herzogl. Obſtnutzungen im Alt- und NeuCöthenſchen ſollen in
nachfolgenden Terminen öffentlich an die Beſtbietenden verpachtet werden:

1) den 21. Juni d. J. Vormittags 10 Uhr, in den Gärten und Alleen bei Dorn-
burg der Termin wird auf dem Herzogl. OekonomieAmte daſelbſt abgehalten

2) den 25. Juni das Obſt, einſchließlich der ſauern Kirſchen,
a) in den Alleen bei Cöthen,

in den Alleen und Plantagen bei Biendorf,
e) in den Alleen bei Borgesdorf,
4) in den Büſchern, Alleen und Plantagen bei Nienburg,
e) das Obſt an der Chauſſee, die von Cöthen nach Deſſau führt, ſowie

das Obſt an der Chauſſee, die von Porſt nach Pißdorf führt,
g) die ſauern Kirſchen an der nach Deſſau führenden Chauſſee,

an der Chauſſee nach Klepzig, und
i) an der Chauſſee, die nach Proſigk führt; dieſe Verpachtungen, von a bis i,

finden auf Herzogl. Rentkammer allhier, Vormittags 10 Uhr, ſtatt;
3) den 23. Juni d. J., Vormittags 9 Uhr, das Obſt im Amtke Roßlau, welche

Verpachtung im Gaſthof zum Bär daſelbſt abgehalten wird;
4) den 26. Juni d. J., Vormittags 9 Uhr, das Obſt im Amte Warmsdorf, wel-

cher Termin in der Rentbeamten- Wohnung zu Güſten abgehalten wird endlich
5) den 25. Juni d. J., Vormittags 9 Uhr, das Obſt im Amte Lindau, und ge

ſchieht die Verpachtung in der Rentbeamten- Wohnung daſelbſt.
Die Bedingungen unter welchen die Verpachtungen geſchehen, erfahren die Pacht-
luſtigen in den Verpachtungsterminen, und haben dieſelben das zu verpachtende Obſt
zuvor in Augenſchein zu nehmen.

Cöthen, den 14. Juni 1847.
Herzogl. Anhalt. zur Rentkammer verordnete Präſident und

Räthe hierſelbſt.
v. Goßler.

Den geehrten Damen, welche neuerdings Kinder-Kit-
telchen beſtellten, zur gefälligen Nachricht, daß ſolche heut
wieder in reichhaltiger Auswahl angekommen ſind.

Zugleich empfehle eine reiche Auswahl eleganter Mouſ-
ſeline de laines zu möglichſt billigen Preiſen.

Heinrich Stephany.
Alle Mineral-, Erd und Oelfarben, ſowie

auch verſchiedene Lacke und Firniſſe empfiehlt
Christian Lind, Domplatz Nr. 1030.

Jn Lippert Schmidt's antiqu. Buchhandlung iſt zu verkaufen:

E. Sue's Ewiger Jude.
10 Bde. 240 Bog. mit Kupfern fur nur I Thlr.

Der Ladenpreis iſt 6 Thlr. (dürch Ankauf einer Partie iſt uns möglich, dieſen billigen
Preis zu ſtellen).

m

Sonntag den 20. Juni
brillantes Feuerwerk im Fürſtenthale. Veorher eine Pantomime
im Feuerwerk: Der verliebte Schulmeiſter im brennenden Mehl-
faſſe oder die Frauenrache.

Entrée für Herren 21 Sgr.,
Das Nähere beſagen die Zettel.

Für die Abgebrannten in Wernigerode ſind bei dem Unterzeichneten am 15.
Juni noch 10 Thlr. nebſt Kleidungsſtücken von Ungenannten eingegangen und am 16.
dorthin abgeſchickt. Den gütigen Gebern ſage ich im Namen jener Armen innigſten

Dank. Halle, den 17. Juni 1847. Bindſeil.

für Damen 1 Sgr.
Bei ungünſtigem Wetter den darauf folgenden Tag.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Dietrich, Bandagiſt, Leipzigerſtraße,
empfiehlt Bandagen jeder Art.

Mauerſteine
fortwährend auf der Ziegelei Schlettau.

H. Fritſch.

Friſch gebrannter Kalk Montag den 21.
Juni in Lieskau und Halle bei

Stengel, Mauermeiſter.

Ein neuer breiter Leiterwagen ſteht zu
verkaufen, Neumarkt, Harzgaſſe Nr. 1333.

Vollkommen ähnliche Daguer-

reotyp-Portraits werden
angefertigt im Hauſe des Herrn Hofrath
Keferſtein, vis à vis dem alten Packhof.

Erfurt's Garten.
Morgen, Sonntag, Concert.

Bad Wittekind.
Heute, Sonnabend den 19. d., Concert.

Stadtmuſikchor.

Funkens Garten.
Montag den 21. Juni Concert.

Stadtmuſikchor.

Sonntag Concert in der Wein-
traube. Stadtmuſikchor.

Tivoli.
Sonntag: Die Reiſe auf gemein-

ſchaftliche Koſten, Poſſe in 5
Akten.

Theater in Lauchſtädt.
Sonntag den 20. Juni: Die Sänge-

rin und Nätherin, Luſtſpiel in
3 Akten von Angely.

Die Direction.
T Tee u r rer Jehe

FamilienNachrichten.
Verbindungs- Anzeige.

Als ehelich Verbundene empfehlen ſich
Carl Boye,

Auguſte Boye, geb. Raunhardt.
Querfurt, am 15. Juni 1847.

Todes Anzeige.
Heute Abend 6 Uhr ſtarb ſanft und un-

erwartet Frau Stadträthin Bertram, geb.
Richter. Dies zeigt Freunden und Be-
kannten in Abweſenheit des Sohnes tief
betrübt an

Halle, den 17. Juni 1847.
die trauernde Nichte

Auguſte Eulenberg.

r
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